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19. Juni 2024

Die Landesrektorenkonferenz Sachsen (LRK) nimmt zum Entwurf der o.g. Verordnung wie 
folgt Stellung.

Die Hochschulen haben folgende Einzelstellungnahmen eingebracht: 

TU Chemnitz 

Die TU Chemnitz begrüßt grundsätzlich die beabsichtigten Änderungen. Die Anmerkungen 
können sich daher auf einige wenige Neuregelungen beschränken. Im Einzelnen sind dies: 
• § 7 Abs. 2 S. 3 SächsUrlMuEltVO:
In der Begründung zur Neuregelung wird klargestellt, dass der verlängerte Übertragungszeit­
raum von 15 Monaten nur zur Anwendung kommt, wenn der Beamte/die Beamtin seinen/
ihren Erholungsurlaub wegen Krankheit im Urlaubsjahr nicht nehmen konnte. Dies bedarf einer
Konkretisierung dahingehend, ob diese Ausführungen nur in den Fällen gelten, in denen der Be­
amte/die Beamtin im Urlaubsjahr durchgängig erkrankt war. Dieser Anmerkung liegt die Frage
zugrunde, wie in den Fällen zu verfahren ist, in denen der Beamte/die Beamtin beispielsweise
erst ab Dezember des Urlaubsjahres erkrankt ist. Aufgrund der Regelung in§ 7 Abs. 2 S. 1
SächsUrlMuEltVO soll zwar der Erholungsurlaub im Urlaubsjahr genommen werden, er verfällt
jedoch gemäß § 7 Abs. 2 S. 2 SächsUrlMuEltVO erst nach neun Monaten des Folgejahres. Danach
können Beamte/Beamtinnen ohne Angabe von Gründen ihren vollen Urlaubsanspruch in das
Folgejahr übertragen, so dass sich bei der Beurteilung der Frage, ob der Beamte/die Beamtin
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Absatz 2a 

In Analogie zu den Regelungen für Arbeitnehmer:innen im SGB V wird der Anspruch auf Kind­
krank-Tage für die Jahre 2024 und 2025 erweitert, allerdings „nur" auf 13 Tage pro Kind und El­
ternteil. Gemäß§ 45 Abs. 2a SGB V erhalten Arbeitnehmer:innen 15 Tage. Der Unterschied wird 
damit begründet, dass Arbeitnehmer:innen nur 90 % ihres Verdienstausfalls ersetzt bekommen, 
Beamt:innen jedoch die vollen Dienstbezüge weitergezahlt werden. 

Abs. 3 regelt den bislang auf dem Erlassweg gewährten 1 Tag dienstfrei als Ausgleich für die Tä­
tigkeit als Wahlhelfer:in nunmehr in der Verordnung. 

§ 13 - Medizinische Rehabilitation, Begleitperson

Die gemäß SGB V seit Kurzem bestehenden erweiterten Leistungsansprüche für Arbeitneh­
mer:innen werden für die Beamt:innen des Freistaats übernommen. Das betrifft insbesondere 
den neuen, nicht auf eine bestimmte Anzahl von Tagen begrenzten Freistellungsanspruch für die 
Mitaufnahme als Begleitperson eines Kindes bei stationären Krankenhausbehandlungen in Ab­
satz 5 der Verordnung. 

Aufgrund der zu Jahresbeginn in Kraft getretenen hälftigen Beteiligung des Dienstherrn an den 
Beiträgen zu einer freiwilligen Versicherung bei einer gesetzlichen Krankenkasse dürften künf­
tig weit mehr Beamt:innen als bisher diese Möglichkeit wählen.§ 13 regelt daher nunmehr auch, 
dass eine Fortzahlung der Besoldung während Rehabilitations- und Begleitmaßnahmen nur in­
soweit erfolgt, wie keine Entgeltersatzleistung seitens der Krankenkasse bzw. anderer Maßnah­
menträger gezahlt wird. 

§ 24 - Elternzeit

Die Höchstumfang der Teilzeitarbeitsleistung bei Elternzeit von Beamt:innen wird an die im 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz für Arbeitnehmer:innen vorgenommene Erhöhung von 
30 auf 32 Wochenstunden angeglichen. 

Universität Leipzig 

Die Neuregelung ist aus Sicht der Universität Leipzig gelungen. Kritisch bewertet wird allein die 
in§ 12 Abs.2 S.4 vorgesehene Möglichkeit der Gewährung halber Urlaubstage. Dies hat zum ei­
nen eine Ungleichbehandlung von Beamten und Tarifbeschäftigten zur Folge, da das Bundesur­
laubsgesetz eine solche Möglichkeit nicht kennt. Des Weiteren führt dies im digital unterstützen 
Abwesenheitsmanagement zu erheblichen Umsetzungsproblemen. Schließlich kann die ge­
wünschte Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch flexible Arbeitszeitmo­
delle wirksamer erreicht werden. 




